
B e g r ü n d u n g 

zum Bebauungsplan Nr. 26 (zwischen Bundesbahn und Weißdornstraße) Vöhrum 

der S t a d t P e i n e 

1. Erfordernis der Planaufstellung 

Der Ortsteil Vöhrum hat sich im Laufe der Zeit zu einer 
"Wohngemeinde" als Ergänzung zu der ehemals überwiegend land­
wirtschaftlichen Struktur entwickelt. 

Die noch vor der Neugliederung der Gemeinden (01.03.1974) durch 
Bauleitplanverfahren bereitgestellten Flächen für die Siedlungs­
entwicklung sind fast restlos bebaut. 

Die entfernungsmäßig verkehrsgünstige Anhindung an die Kern­
stadt Peine hat viele Bauinteressent~n in den letzten Jahren 
bewogen, sich im Ortsteil Vöhrum anzusiedeln. 

Der Rat der Stadt Peine hat dieser Entwicklung Rechnung getragen. 
Im Flächennutzungsplan werden entsprechende Ortserweiterungs­
gebiete dargestellt. Diese Gebiete werden überwiegend am Orts­
rand, abgesetzt von vorhandenen landwirtschaftlichen Betriebs­
stellen, ausgewiesen, so daß hier Konfliktsituationen zwischen 
der Landwirtschaft und dem Wohnen ausgeschlossen werden. 

Die ständige Nachfrage nach Eigenheimgrundstücken von Bau­
interessenten aus dem Ortsteil Vöhrum selbst wie aber auch aus 
anderen Teilen des Stadtgebietes sowie die Bereitschaft des 
Eigentümers, die entsprechenden Flächen einer Bebauung zuzu­
führen, rechtfertigt die Aufstellung eines Bebauungsplanes über 
das für eine Besiedlung bereitstehende Gebiet. 

2. Einfügung in die Bauleitplanung, die überörtliche Planung und 
die Raumordnung 

Der Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungsplan entwickelt 
worden, der entsprechende Bereich ist als Allgemeines Wohnge ­
biet mit Immissionsschutzmaßnahmen entlang der Bundesbahn­
strecke dargestellt. 
Die Planung ist den Zielen der Raumordnung und Landesplanung 
- bekanntgegeben durch das landesplanerische Rahmenprogramm 
vom 14.10.1976- angepaßt. 

3. Bestehende Rechtsverhältnisse 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt außer­
halb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile. 

Bau- und planungsrechtliche Festsetzungen bestehen bisher nicht. 

Die nördlich (Bebauungsplan Nr. VII/2 A) und östlich (Bebauungs­
plan Nr. XII/1) an den Planbereich angrenzenden Wohngebiete sind 
durch städtebauliche Planungen geordnet und bis auf wenige 
Baulücken bebaut. 

Die angrenzenden Wohnbauflächen im Bebauungsplan Nr. VII/2 A 
und XII/1 sind als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. 

Schniete
Rechteck
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4. Bestand innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes 

Das Plangebiet schließt etwa höhengleich an die vorhandenen 
Wohngebiete im Norden und Osten an. Abgesehen von geringfügigen 
Höhenunterschieden innerhalb des Planbereiches liegt das 
gesamte Gelände ca. 67,0 m über NN. 

Die Boden- und Untergrundverhältnisse können sowohl für die 
Bebauung als auch für die Vegetation als gut bezeichnet werden. 

Den Baugrund bilden schwach lehmige Sande über kiesigem Mittel­
bis Grobsand. Auf der gesamten Fläche hat sich der Sand im 
Oberboden meist mäßig zu Braunerde entwickelt, teilweise mit 
Grundwasser im Unterboden schwach vernäßt. 

Das gesamte Plangebiet ist bis auf ein Grundstück unbebaut. 
Die unbebauten Flächen werden noch landwirtschaftlich genutzt. 

Der Planbereich schließt im Norden und Osten an den bebauten 
Ortsrand an und wird im Süden durch die Bundesbahnstrecke 

~ Hannover - Braunschweig und im Westen durch Ackerflächen begrenzt. 

Die Grundstücksflächen innerhalb des Geltungsbereiches befinden 
sich bis auf eine Grabenparzelle im Privatbesitz. 

5. Erschließung und Versorgung 

Die äußere Erschließung des Planbereiches erfolgt über die 
Straße Zum Eichholz, die über die Kirchvordener Straße und 
Burgdorfer Straße (L 412) sowie Pelikanstraße Anschluß hat an 
die überörtlichen Hauptverkehrszüge (Autobahn) und die Kern­
stadt sowie an das innerstädtische Verkehrssystem und das Netz 
der Landes- und Kreisstraßen . 

Die innere Verkehrsführung erfolgt über den von der Weißdorn­
straße abgehenden Lilienweg, Holunderweg und Schlehenweg, die 
im Geltungsbereich des Bebauungsplanes durch Verringerung der 
Straßenquerschnitte als befahrbare Wohnwege ausgebaut werden. 

Der Lilienweg und Holunderweg enden in Wendeplätzen, die über 
befahrbare Wohnwege mit unterschiedlichen Ausbaubreiten ver­
bunden sind mit Anschluß im Osten an die Straße Zum Eichholz 
und im Westen an die freie Landschaft (fußläufig). 

Die zwischen den 5,50 m breiten Fahrbahnteilen angeordneten 
3,0 m breiten straßenverbindenden Wegeabschnitte (befahrbare 
Wohnwege) können bei Bedarf auch von Kraftfahrzeugen als 
Durchfahrt genutzt werden. 

Das P~~iet wird mit dem vorrangigen Ziel der Verkehrsbe­
ruhigung erschlossen. 

Der ruhende Verkehr ist auf den jeweiligen Grundstücken als 
Garagen oder Stellplätze unterzubringen. öffentliche Parkflächen 
für Besucher werden in ausreichender Anzahl im Straßenraum der 
Straße Zum Eichholz (Längsaufstellung) und im Bereich der Wende­
plätze (Senkrechtaufstellung) sowie im Lilienweg, Holunderweg 
und Schlehenweg (Längsaufstellung) festgesetzt. 
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Der gemäß § 10 des Niedersächsischen Gesetzes über Spiel­
plätze für den Einzugsbereich erforderliche öffentliche 
Kinderspielplatz · ist in zentraler Lage in ausreichender Größe 
vorgesehen. 

Der Nachweis über die erforderlichen öffentlichen Parkplätze 
und privaten Garagen bzw. Stellplätze sowie über die nutzbare 
Fläche des Spielplatzes wird unter Ziffer 7 (Planungsstatistik) 
geführt. · 

Die Versorgung des Gebietes mit Gütern des täglichen Bedarfs 
ist durch vorhandene Ladengeschäfte am Ort gesichert. 

Der Ortsteil Vöhrum ist durch Bushaltestellen an das öffent­
liche Nahverkehrsnetz angeschlossen - eine entsprechende 
Haltestelle befindet sich in unmittelbarer Nähe des Planbe­
reiches in der Straße Zum Eichholz. Außerdem ist Vöhrum Halte­
punkt auf der Bundesbahnstrecke Hannover - Braunschweig. 

Die Versorgung des geplanten Gebietes mit Trinkwasser (Wasser­
beschaffungsverband Peine) und elektrischer Energie (Stadt­
werke Peine) wird durch jeweils entsprechende Erweiterung des 
vorhandenen Leitungsnetzes sichergestellt. 
Die Entwässerung des Gebietes erfolgt im Mischsystem. Die 
Abwässer werden über eine Abwasserpumpstation dem Zentral­
klärwerk Peine zugeführt, dort vollbiologisch gereinigt und 
in d~Fuhse abgeleitet. 

Der Regenüberlauf im Dorfgraben wird nach den Aussagen des 
Generalentwässerungsplanes und den Erfordernissen aus dem 
Abwasserabgabengesetz neu erstellt. Die erforderlich werdenden 
Maßnahmen für die Rückhaltung der Niederschlagswässer werden 
in Verbindung mit einem Regenklärbecken am Auslauf des Dorf­
grabens realisiert. 

Die Abflußengpässe im Dorfgrabensammler sinQ . durch Erstellung 
eines Entlastungskanals beseitigt. 
Aus stadtklimatischen Erwägungen werden auf der parallel zur 
Bundesbahn im südlichen Planbereich festgesetzten Straßenver­
kehrsfläche innerhalb der 5,50 m breiten Fahrbahnteile jeweils 
auf der Südseite 3 Baumgruppen und im Bereich des Spielplatzes 
und der Straße Zum Eichholz weitere Baumpflanzungen vorgesehen . 

6. Bauliche und sonstige Nutzung 

Die Festsetzungen über Art und Maß der baulichen Nutzung 
entsprechen den örtlichen Gegebenheiten sowie den Darstellungen 
im Flächennutzungsplan, sie orientieren sich an der im Norden 
und Osten angrenzenden Bebauung. Die vorgesehene eingeschossige 
bzw. zweigeschossige Bebauung (letztere entlang der Straße 
"Zum Eichholz") als Höchstgrenze von Einzel- bzw. Reihenhäusern 
ist der Bauweise der näheren Umgebung sowie der vorhandenen 
Ortsstruktur· angepaßt und kommt den derzeitigen Bedürfnissen 
der Bevölkerung entgegen. 
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Die Festsetzung "Allgemeines Wohngebiet" entspricht der 
beabsichtigen Wohnnutzung in diesem Gebiet und soll das 
störungsfreie Wohnen am Ortsrand sichern. Auch die Verkehrs­
erschließung mittels befahrbarer Wohnwege soll zu einem 
ruhigen Wohnen in diesem Gebiet beitragen. 

Die im südlichen Planbereich getroffene Festsetzung (offene 
Bauweise) läßt je nach Wahl eine Bebauung in Form von frei­
stehenden Einzelhäusern oder Reihenhäusern sowie von Mehr­
wohnungshäusern zu. 

Durch die Festsetzung der Richtung der Außenseiten der bau­
lichen Anlagen jeweils westlich des verlängerten Lilienweges, 
Holunderweges und Schlehenweges soll die Straßenführung betont 
bzw. unterstrichen werden. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind großflächig gefaßt 
und lassen somit eine optimale Ausnutzung der Grundstücke zu. 

Zur ordnungsgemäßen Aufnahme der Ver- und Entsorgungsleitungen 
~ sind die entsprechenden Flächen mit Geh- und Leitungsrechten 

zugunsten der Stadt Peine, der Stadtwerke Peine GmbH und des 
Wasserbeschaffungsverbandes belastet. 

Eine Bebauung der an den Bahnkörper angrenzenden Grundstücks­
flächen erfordert wirksame Lärmschutzvorkehrungen. 

Das entsprechende schalltechnische Gutachten zeigt verschiedene 
Alternativen auf. 

Nach Abwägung der verschiedenen Möglichkeiten wurden ent­
sprechend dem Gutachten nachstehend aufgeführte Lärmschutz ­
maßnahmen als Festsetzungen (zeichnerisch und textlich) in 
den Bebauungsplan aufgenommen: 

1. Aufschüttung eines Lärmschutzwalles 

h = 3,0 m neben der DB-Strecke. 

2. Bei eingeschossiger Bebauung 
. Hausreihe, Dachgeschoß 

a) Flächen parallel zur Bundesbahn 
Fenster R'w = 40 dB 
Wände, Brüstungen, Dach (von Auf­
enthaltsräumen): R'w = 45 dB 

b) Flächen senkrecht zur Bahnachse 
Fenster: R'w = 35 dB 
Wände, Brüstungen, Dach (von Auf­
enthaltsräumen): R'w = 40 dB. 

Im Erdgeschoß werden keine besonderen passiven Lärmschutz­
maßnahmen erforderlich, da durch den Lärmschutzwall 

die Geräuschimmissionen entsprechend gemindert 
werden. 
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Bei Anlage eines Lärmschutzwalles ist die entsprechende 
Grundstücksfläche von den jeweiligen Eigentümern der an 
den Bahnkörper angrenzenden Hausreihe anteilmäßig zu über­
nehmen. Unmittelbar nach Bebauung der Grundstücke ist der 
Wall von den jeweiligen Eigentümern gemäß den getroffenen 
Festsetzungen herzustellen, bahnseitig mit Entwässerungs­
graben ·, und auch zu unterhalten. Der Wall wird beidseitig 
nach einem von der Stadt Peine aufzustellenden Pflanzplan 
bepflanzt~ Die bahnseitige Bepflanzung wird mit der Deutschen 
Bundesbahn abgestimmt. 

Der Planungsbereich weist entlang der Straße "Zum Eichholz" 
und dem Grundstück Zum Eichholz 70 alten Baumbestand (Buche, 
Eiche, Esche, Linde, Pappel und Weide) auf. 
Ein großer Teil der Bäume ist als erhaltenswerter Baumbestand 
einzustufen. 
Die Erhaltung dieser Bäume wird nach § 9 (1) 25 b BBauG 
festgesetzt. Im Bereich der Einmündung der Erschließungsstraße 
in die Straße "Zum Eichholz" ist die Straßenführung so fest­
gesetzt, daß der schützenswerte Baumbestand erhalten bleibt. 

7. Planungsstatistik 

Die nachstehenden Flächen wurden planimetrisch anhand der 
entsprechenden Rahmenkarten (M : 1000) bzw. rechnerisch er-
mittelt. 

7.1 Q~2~~-~~~-~!~~~~g~g~Q!~!~~ 

7.2 Q~2~~-~~~-~~~!!2Q~~g~Q!~!~~ wie 7.1, da weder 
eine anteilige Straßenfläche abgezogen noch 
einbezogen wird; die Straße Zum Eichholz 
liegt mit dem entsprechenden Anteil inner­
halb des Geltungsbereiches dieses Bebauungs­
planes. 

7.3.1 Straßen/Wege 
Bezeichnung 

Teilfläche - Straße 
Zum Eichholz außer 
Parkplätze 

g~2!en~ 

befahrbare Wohnwege 

Verbreiterung Lilien­
weg 
befahrbare Wohnwege 
Schmiegen 4 x 16 m2 

Wohnwege 
Schmiegen 2 x 4 m2 

Querschnitt 
m 

5,50 

2,50 
3,00 

3,00 

Wendeplätze einsch. Schmiegen, 
außer Parkplätze 2 x 195 m2 

7.3.2 Parkplätze 2 x 45 m2 + 42 m2 

Länge 
m 

320,00 

7,00 
60,00 

100,00 

Die Erschließungsflächen betragen 
ca. 11 %des ~ruttogeo1etes. 

mithin 

= 2,9383 ha 

Fläche 
m2 

478,00 

1760,00 

17,50 
180,00 
64,00 

300,00 
8,00 

390,00 

132,00 
3329,50 
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Übertrag: 

7.3.3 Grünflächen- Spielplatz 

3329,50 

500,00 
3829,50 

7.4 Größe des Nettobaulandes 

2,9383 ha- 0,3830 ha == 2,5553 ha 

7.5.1 Nettowohndichte 
vorhanden sind: 
geplant sind: 

1 Einzelhaus == 
29 Einzelhäuser == 
Ansatz für Ein­
liegerwohnungen 

2 WE 
29 WE 

48 
2,5553 == 

== 30 % == 
8 Reihenhäuser == 

19 WE/ha Nettobauland 

9 WE 
8 WE 

48 WE 

7.5.2 Bruttowohndichte wie 7.5.1 

48 
2,9383 == 16 WE/ha Bruttobauland 

Unter Zugrundelegung von 2,6 Personen/WB beträgt die 
zukünftige Einwohnerzahl im Plangebiet rund 125 Personen. 

7.5.3 125 49 Personen/ha Nettobauland 
(Besiedlungsdichte) ..,.,.z-...... 5 ..... 5..,..5.,.,.3 

7.6 Ruhender Verkehr 

7.6.1 Stellplätze oder Garagen können entsprechend dem Bedarf 
auf den Baugrundstücken selbst untergebracht werden. 

7.6.2 Parkplätze 

erforderlich 20 'l-0 der geplanten WE 

erforderlich = 10 p 

festgesetzt = 9 p 

Fehlbedarf = 1 p 

Weitere 8 Parkplätze werden außerhalb des Geltungsbereiches 
im Einmündungsbereich des Lilienweges, Holunderweges und 
Schlehenweges in die Weißdornstraße durch entsprechende 
Markierung auf der ausgebauten Verkehrsfläche eingerichtet. 

Diese Parkstände werden zur Deckung des Fehlbedarfs (1 P) 
mit in Ansatz gebracht. 

7.7 ~!~~~~~2!~!2!~!~~ 

7.7.1 Öffentliche Spielplätze 

Gemäß § 10 des Niedersächsischen Gesetzes über Spielplätze 
vom 06.02.1973 haben die Gemeinden Spielplätze für Kinder 
in dem erforderlichen Umfang als öffentliche Spielplätze 
anzulegen. 
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Die nutzbare Fläche eines Spielplatzes muß mindestens 
300 m2 und mindestens 2 % der Geschoßflächen betragen. 
Bei einem angenommenen Richtwert von 150 m2 Geschoßfläche/WE 
beträgt die Geschoßfläche aller WE 150 x 48 

F. erf. = 7200 x 2 
lÖÖ = 144 m 2 < 300 m 2 

= 7200 m2 

Der im Bebauungsplan festgesetzte öffentliche Spielplatz 
hat eine Größe von ca. 500m 2 (brutto). 

7.7.2 Private Spielplätze (nur bei Errichtung von Mehrwohnungs­
häusern). 

7.8 

8. 

Gemäß § 6 des Nieders. Gesetzes über Spielplätze (NSpPG) 
vom 06.02.1973 haben die Eigentümer der mit mehr als 2 Wohnungen 
bebauten Grundstücke Spielplätze für Kleinkinder anzulegen. 
Jie nutzbare Fläche eines Spielplatzes fü.r Kleinkinder muß 
~indestens 30 m und mindestens 3 % der Wohnfläche der Wohnungen 
~etragen. Die Kleinkinderspielplätze sind im Baugenehmigungs­
verfahren nachzuweisen und in entsprechender Größ~ an bereiter 
Stelle anzulegen. 

Zusammenstellung 

Bruttobaugebiet = 2,9383 ha = 100,0 % 

Erschließungsflächen = 0,3330 ha = 11 '0 0'0 

Grünfläche - Spielplatz = 0,0500 ha = 1 ' 7 0'0 

private Baugrundstücke= 2,5553 ha = 87,3 q,o 

Die Fläche des Lärmschutzwalles bleibt hier unberücksichtigt ~ 

Kostenschätzung 

Die der Gemeinde voraussichtlich durch die vorgesehenen 
städtebaulichen Maßnahmen entstehenden Kosten betragen 
ca. 750.000,-- DM. Ihre Verteilung ist durch Ortssatzung 
geregelt. 

9. Planverwirklichung und Folgeverfahren 

Das Plangebiet wird durch private Bodenordnung der geplanten 
Nutzung zugeführt, bodenordnende Maßnahmen sind nicht vor­
gesehen. In Vorgesprächen mit dem Beteiligten ist bereits 
grundsätzlich Einigung erzielt worden. Durch die den Wünschen 
des Grundeigentümers entgegenkommende Planung ist 
anzunehmen, daß die Verwirklichung insoweit ohne Schwierig­
keiten durchzuführen sein wird. 
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Die Gemeinbedarfsflächen zur Anlegung de~ Erschließungs­
straßen, Wohnwege, öffentlichen Parkflächen und des Grünflächen­
Spielplatzesgehen in das Eigentum der Stadt Peine über. 

10. Finanzierung der vorgesehenen Maßnahmen 

Die Stadt Peine wird ihre Erschließungsmaßnahmen finanzieren. 

Die Kosten für den Ausbau der Straßen, Wege, Parkflächen und 
des Grünflächen-Spielplatzes sowie die Herstellung der Ein­
richtungen zur Entwässerung und Beleuchtung werden nach dem 
geltenden Erschließungsrecht in Verbindung mit der Erschließungs­
beitragssatzung und ggf. mit der Straßenausbaubeitragssatzung 
der Stadt Peine verteilt und von den Grundstückseigentümern 
erhoben. 

Die Ausgaben für die Herstellung der Einrichtungen zur Schmutz­
wasserbeseitigung werden bei Erhebung von Kanalbaubeiträgen 
von der Stadt Peine getragen. 

Dieses gilt auch für die Oberflächenentwässerung der Grundstücke. 

Für die Wasser- und die Elt-Versorgung sind die entsprechenden 
Versorgungsunternehmen zuständig . 

Alternative: 

Der Eigentümer der im Geltungsbereich liegenden Grundstücke 
hat sich unverbindlich dahin gehend geäußert, daß er in Aus­
sicht genommen habe, mit der Stadt Peine einen entsprechenden 
Erschließungsvertrag abzuschließen . 

Peine, den 25.04.1985 

Diese Begründung hat mit dem dazugehörigen Entwurf des Bebauungsplanes 
Nr. 26 - Vöhrum sowie dem entsprechenden städtebaulichen Entwurf ge­
mäß § 2 a (6) BBauG vom 07.01.1985 bis ~1s.o2.1985(einschließlich) 
öffentlich ausgelegen. / 
Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung in Verbindung mit dem 
Beschluß des Bebauungsplanes als Satzung in der Sitzung am 18.04.1985 
beschlossen. 
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Ergebnis der öffentlichen Auslegung: 

Der Entwurf mit Begründung hat in der Zeit vom 07.01.1985 
- 06.02.1985 (einschließlich) öffentlich ausgelegen. 
Während dieser Zeit wurden Bedenken und Anregungen von der 
Landwirtschaftskammer Hannover, Landbauaußenstelle Braunschweig, 
Hochstraße 18, 3300 Braunschwe1g, w1e folgt vorgebracht: 

1. Soweit in den Gebäuden der ehemaligen Gastwirtschaft die 
Nutztierhaltung aufgegeben worden ist, könnten wir nun hier 
dem "WA" zustimmen. Anderenfalls wäre es erforderlich, für 
diesen Bereich großflächig ein "MD" darzustellen. 

2. An der Westseite des Plangebietes, zur landwirtschaftlichen 
Nutzfläche hin, wäre aus Gründen des Immissionsschutzes 
und zur Trennung unverträglicher Nutzungen eine Schutzpflan­
zung als verbindliches Pflanzgebot festzusetzen. 

Die von Ihnen vertretene Meinung, daß die Eigentümer ihre 
Grundstücke auch ohne Reglementierung eingrünen, vermag 
uns nicht zu überzeugen. Sie wissen doch selbst, wie die 
~axis oft aussieht. Ein Immissionsschutz und eine Garten­
gestaltung sind doch verschiedene Dinge. Wieso setzen Sie 
ferner dann überhaupt entlang der Bahnstrecke ein Pflanz­
gebot fest? 

3. Die Straße "Zum Eichholz" muß auch zukünftig jederzeit vom 
landwirtschaftlichen Verkehr genutzt werden können. Wir 
bitten, dies in Anlehnung an unsere Ausführungen in unserem 
Bezugsschreiben sicherzustellen. 

4. Aus unserer Sicht ist es weiter erforderlich, die wasserwirt­
schaftliehen Fragen genauer in der Planung aufzuführen, einen 
hydraulischen Nachweis vorzulegen und Rückhaltemaßnahmen 
verbindlich vorzusehen. Dies sollte in enger Abstimmung mit 
der wasserwirtschaftliehen Fachbehörde geschehen. 

Der Rat der Stadt hat die Bedenken und Anregungen aus den 
nachfolgenden Gründen nicht berücksichtigt: 

Zu 1. 
D1e Umwandlung des WA-G~bietes in MD-Gebiet im Bereich der 
ehemaligen Bahnhofsgaststätte ist nicht erforderlich, da nach 
Aussage des Grundstückseigentümers die Wirtschaftsgebäude vor 
Bebauung des Planbereiches abgebrochen werden, das Wohngebäude 
modernisiert und künftig ausschließlich reinen Wohnzwecken 
dient. 

Zu 2. 
D1e entlang der westlichen Geltungsbereichsgrenze geforderte 
Schutzpflanzung wird im Bebauungsplan nicht festgesetzt, da eine 
derartige Anlage den zukünftigen Grundstückseigentümern aufgrund 
der Herstellungskosten wie auch späteren Unterhaltung nicht 
zuzumuten ist. 

&s wird davon ausgegangen, daß die jeweiligen Eigentümer nach 
der Bebauung ihre Grundstücke im Rahmen der Möglichkeiten und 
des Erfordernisses auch ohne Reglementierung eingrünen, wie 
bereits in gleichgelagerten Fällen geschehen. Das Pflanzgebot 
entlang der Bundesbahn ist aus gestalterischen Gründen zur 
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Kaschierung des Walles festgesetzt und kann daher als 
Berufungsgrund für die Landwirtschaftskammer nicht angezogen 
werden. 

Zu 3. 
E1ne Herabzonung von allgemeinem Wohngebiet in Dorfgebiet 
wird nicht vorgenommen, da die an die Straße "Zum Eichholz" 
angrenzenden rechtsverbindlichen Bebauungspläne bis auf eine 
geringe Fläche Mischgebiet ausnahmslos allgemeines Wohngebiet 
festsetzen. Im Flächennutzungsplan ist beiderseits der Straße 
"Zum Eichholz" bis zum Schulgelände ausschließlich allgemeines 
Wohngebiet dargestellt. 

Zu 4. 
D1e wasserwirtschaftliehen Fragen sind in der Begründung zum 
Bebauungsplan hinreichend dargestellt. 
In dem fertiggestellten Generalentwässerungsplan für die Stadt 
Peine ist das Baugebiet bereits als Prognosegebiet (für eine 
künftige Bebauung) enthalten, d. h., alle hydraulischen Berech­
nungen berücksichtigen das zusätzliche Abwasser . . 
Die Realisierung der Rückhaltung Vöhrum · ist für 1985. vorgesehen. 


